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2. Vollstreckung des Urteils 1981

II. Das zuständige Gericht 1981
1. Örtliche Zuständigkeit (Gerichtsstand) 1981
2. Sachliche Zuständigkeit 1981

B. Schlüssigkeit der Klage 1981
I. Schlüssigkeitsvoraussetzungen 1981

1. Anspruchsgrundlagen und Anspruchsvoraussetzungen 1981
2. Darlegungs- und Beweislast 1985

II. Sachvortrag zumWerkvertrag 1986
III. Sachvortrag zu den außerordentlichen Kündigungsgründen des Auftraggebers . . 1987

1. Kündigung des VOB/B-Bauvertrages 1987
a) Kündigung wegen dreimonatiger Unterbrechung der Bauarbeiten

(§6Nr.7VOB/B) 1987
b) Kündigung wegen des Vermögensverfalls des Auftragnehmers

(§8Nr.2VOB/B) 1988
c) Kündigung wegen Nichtbeseitigung der Mängel, nicht genehmigter

Nachunternehmereinsatzes oder Nichteinhaltung vertraglicher
Ausführungsfristen (§ 8 Nr. 3 VOB/B) 1989
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d) Kündigung wegen unzulässiger wettbewerbsbeschränkender Abreden
(§8Nr.4VOB/B) 1991

e) Kündigung wegen vertraglicher Pflichtverletzung 1992
f) Kündigung wegen Überschreitens des Kostenvoranschlags (§ 650 BGB) . 1993

2. Außerordentliche Kündigung des BGB-Bauvertrages 1994
a) Kündigung wegen wesentlicher Überschreitung des Kostenvoranschlags . 1994
b) Kündigung wegen sonstiger wichtiger Gründe 1994

IV. Sachvortrag zur Kündigungserklärung bzw. zum Aufhebungsvertrag 1995
1. Sachvortrag zur Kündigungserklärung 1995
2. Sachvortrag zum Aufhebungsvertrag 1996

V. Sachvortrag zum Verschulden 1996
VI. Sachvortrag zum kausaladäquaten Schaden, dessen Umfang und Höhe sowie

zu den Ersatzvornahme-oder Fertigstellungsmehrkosten 1997
1. Kausaladäquater Schaden durch das vertragswidrige Verhalten des Auftrag-

nehmers 1997
a) Umfang des Schadens 1997
b) Schadenshöhe 1998

2. Sachvortrag zu den Ersatzvornahme- oder Fertigstellungsmehrkosten 1999
VII. Sachvortrag zur Höhe des Kostenvorschusses 2000

1. Abrechnung des Kostenvorschusses 2000
2. Höhe des Kostenvorschusses 2000
3. Einschränkung des Vorschussanspruchs 2001
4. Verzugs- und Prozesszinsen 2001

C. Häufigste Einwendungen i. w. S. gegen die Klagen des Auftraggebers auf Erstat-
tung der Mehraufwendungen, auf Kostenvorschuss oder auf Schadensersatz nach
einer außerordentlichen Kündigung 2002
I. Einwendungen prozessualer Art 2002

II. Einwendungen gegen die Begründetheit der Klagen 2002
1. Vorbemerkungen 2002
2. Einwendungen gegen die Wirksamkeit des Vertrages, die Aktiv- und Passiv-

legitimation und gegen das Bestehen des Anspruchs 2002
3. Einwendungen gegen die besonderen Anspruchsvoraussetzungen und gegen

die Höhe des Erstattungs-, Vorschuss-oder Schadensersatzanspruchs 2002
4. Erlöschen der Ansprüche 2003
5. Einrede derVerjährung 2003

D. Der Klageantrag und die Urteilsformel 2004
I. Die Zahlungsklage auf Schadensersatz in Geld bzw. auf Ersatz der Mehraufwen-

dungen 2004
II. Die Klage auf Feststellung der Verpflichtung zum Schadens- oder Aufwen-

dungsersatz wegen vorzeitiger Vertragsauflösung 2004

Sachverzeichnis 2005
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